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Liebe Leserinnen und Leser,

der neue »BürgerInnenbrief« erscheint etwas versetzt, weil 
wir seine Herausgabe wieder auf die Mitte des Monats legen 
wollen – am Monatsende kollidierte sie regelmäßig mit ver-
schiedenen anderen Anforderungen.

Das Jahr hat jedenfalls mit einem Paukenschlag begon-
nen, dessen Auswirkungen noch gar nicht absehbar sind: 
dem Beginn der Amtszeit von Donald Trump als Präsident 
der Vereinigten Staaten, der noch immer stärksten wirtschaft-
lichen und vor allem militärischen Macht der Welt. Die er-
sten Maßnahmen der neuen Regierung und die Ausfälle die-
ses unglaublich populistischen Milliardärs, der nun auch 
noch den Zugangscode zu den US-Atomwaffen besitzt, lassen 
die Menschheit binnen kurzem noch viel unsicherer werden. 
Und es steht zu befürchten, dass auch die Entwicklungen in 
Europa mit forciertem Demokratie- und Sozialabbau einher-
gehen. Eine rechtsradikale französische Staatspräsidentin 
– vor wenigen Jahren noch undenkbar, nun eine reale Dro-
hung. Und eine Welt, die sozial tiefer gespalten ist denn je. 
Acht Milliardäre, die so viel besitzen wie 50% der Weltbevöl-
kerung, also 3,5 Milliarden Menschen. 

Wir als LINKE nehmen in unserer Stadt das wachsende Ge-
fälle von Arm und Reich war. Bei vielen HamburgerInnen ist 
das anders. Die zunehmende soziale Entmischung der Stadt-
teile führt dazu, dass gut situierte oder auch nur halbwegs 

gut verdienender Menschen nichts oder nur wenig mitbekom-
men von dem, was bei einkommensarmen Haushalten und in 
den randständigen, benachteiligten Quartieren abgeht.

Wir werden in den kommenden Monaten viel über diese ge-
sellschaftlichen Verwerfungen zu sprechen haben, denn der 
G20-Gipfel – der Zusammenschluss der 20 mächtigsten und 
für einen Großteil des Elends der Welt verantwortlichen Staa-
ten und ihrer Herrschaften – tagt am 8./9. Juli in Hamburg. 
Ausgerechnet. Die Großmannssucht des Ersten Bürgermei-
sters, sein Wunsch, im Ranking der »Weltstädte« endlich ein, 
zwei Sprossen empor zu klettern, beschert uns ein Megaevent, 
das schon jetzt seine Schatten voraus wirft: Gefahrengebiete 
und Grundrechtseinschränkungen, Abschiebungen nach Af-
ghanistan und in andere »sichere« Herkunftsländer, Einsatz 
von zehntausenden PolizistInnen und Gipfel-Ausgaben, die 
sich im dreistelligen Millionenbereich bewegen werden. Letz-
teres ist allerdings noch »recht wenig« im Verhältnis zu dem, 
was die Senatsgewaltigen von der CDU bis zur SPD selbst zu 
verantworten oder wenigstens jahrelang verschleppt haben: 
10, 15, womöglich noch mehr Milliarden Euro, die uns der ab-
sehbare Crash der HSH Nordbank kosten wird.

Trotz – oder gerade wegen – dieser wenig erfreulichen 
Aussichten ist eine linke Opposition wichtig.

Herausgeberinnen und Redaktion
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»Ruck für mehr Solidarität«
Interview mit Christoph Butterwegge

Als parteiloser Kandidat für DIE LINKE sind deine Chan-
cen übersichtlich, denn SPD und Union haben mit Bun-
desaußenminister Frank-Walter Steinmeier einen ge-
meinsamen Kandidaten. Die Grünen zieren sich, dir ihre 
Stimme zu geben. Warum trittst du trotzdem an?

Die Demokratie lebt von politischen und personellen Alter-
nativen. Ich finde es ganz wichtig, dass zu dem Kandidaten von 
CDU/CSU und SPD ein linker Kontrapunkt entgegengesetzt 
wird. Und ich glaube, dass ich diese Alternative verkörpere. 
In der Zeit bis zur Bundesversammlung kann ich Menschen 
motivieren, für soziale Probleme unseres Landes sensibler 
zu werden. Ich möchte meine Forschungsergebnisse in die 
Öffentlichkeit tragen und für mehr Solidarität und mehr so-
ziale Gerechtigkeit werben. In einer Abstimmungsniederlage 
sehe ich kein Fiasko. Da halte ich es mit Bertolt Brecht: Wer 
kämpft, kann verlieren. Wer nicht kämpft, hat schon verloren. 
Es ist nicht sehr wahrscheinlich, dass ich ins Schloss Bellevue 
einziehe. Aber das ist nicht unbedingt das Ziel. Das Ziel ist, 
Alternativen in der Gesellschaft deutlich zu machen, politisch 
etwas anderes zu repräsentieren.

Wieso ist dir das Thema soziale Gerechtigkeit so wichtig?
Dieses Streben nach sozialer Gerechtigkeit führe ich auf 

mein Erleben als Kind einer alleinerziehenden Mutter in den 
1950er Jahren zurück – nichtehelich geboren, aber aufs Gym-
nasium geschickt, Abitur gemacht, später studiert und promo-
viert. Als ich aufs Gymnasium kam, schlug der Klassenlehrer 

Was wäre das für eine Bundesrepublik Deutschland, in der 
ein Dr. Christoph Butterwegge die Wahl als Bundespräsident 
gewonnen hätte? Eine andere. Und so ist es auf der 16. Bun-
desversammlung am 12. Februar auch bei der Wahl des Kan-
didaten der Großen Koalition, Frank-Walter Steinmeier (SPD), 
geblieben, der zudem die Unterstützung der GRÜNEN und der 
FDP erfuhr. Doch es lohnt sich, auch im Nachhinein, dem von 
der LINKEN nominierten Kandidaten Aufmerksamkeit zu 
widmen. Die Aussagen dieses im Oktober vergangenen Jah-
res emeritierten Professors für Politikwissenschaft und be-
kannten Armutsforschers wiegen schwer und weisen weit 
über die Bundespräsidenten-Wahl hinaus. Das zeigte übrigens 
auch deren Ergebnis. Der Hartz-IV-Mitschöpfer Steinmeier er-
hielt zwar auf der Bundesversammlung mit ihren 1.260 Mit-
gliedern rund 74% der Stimmen, blieb damit aber deutlich 
hinter dem erwarteten Anteil zurück. Der 2005 aus der SPD 
ausgetretene Hartz-IV-Gegner Butterwegge dagegen konnte 
doch zusätzlich eine kleine Anzahl vermutlich von linken Ab-
trünnigen aus dem Spektrum der SPD und der GRÜNEN über-
zeugen: Er erhielt 128 Stimmen, 33 mehr als die LINKEN in 
der Bundesversammlung hatten.

Wir nehmen hier einen Artikel aus der »DISPUT« – dem 
Mitgliedermagazin der LINKEN – und danken den Herausge-
berInnen für die Möglichkeit des Abdrucks. Außerdem be-
richtet Heike Sudmann über einen Besuch von Christoph But-
terwege in Hamburg. Beides ist unmittelbar vor der Wahl am 
12. Februar verfasst bzw. veröffentlicht worden.
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das Klassenbuch auf, ging alle Namen durch und fragte, an 
alle gerichtet: Was ist dein Vater von Beruf? Ich wusste über 
meinen Vater überhaupt nichts, der spielte in meinem Leben 
keine Rolle und war längst weg. Es hat in mir viel Beklemmung 
ausgelöst, gefragt zu werden nach etwas, was für alle anderen 
etwas ganz Alltägliches war: der Beruf des Vaters. Der Jun-
ge, der als Sohn eines erfolgreichen Geschäftsmannes in der 
Stadt bekannt war, hatte von Anfang an viel bessere Chancen, 
eine gute Note zu bekommen, als ein Junge, der noch nicht mal 
wusste, was sein Vater von Beruf ist. Das ist bis heute so, und 
durch PISA vielfach belegt, dass die soziale Herkunft bei uns 
immer noch ausschlaggebend ist für den Bildungserfolg eines 
Kindes. Damals war das für mich ganz drastisch spürbar.

Du stammst aus Dortmund. Hat dich das Ruhrgebiet ge-
prägt? 

Ja. Meine Mutter hat dort gelebt und ich bin bis zu ihrem 
Tod vor zwei Jahren regelmäßig mit meiner Tochter nach 
Dortmund gefahren. Ich bin noch immer ein bekennender 
BVB-Fan, wie das halt so ist, wenn man als Junge in Dortmund 
aufgewachsen ist. Da kommt man an der Borussia gar nicht 
vorbei. Mich bewegt sehr, dass das Ruhrgebiet in jüngster 
Zeit neben einigen ostdeutschen Regionen zum Armenhaus 
der Republik geworden ist. Bisher hat man das Problem nach 
dem Motto abgehakt: Das gibt es in der früheren DDR, aber 
da ist sowieso vieles anders. Jetzt erreicht die Armut auch rei-
che Großstädte wie Köln und Düsseldorf. Die soziale Spaltung 
in Arm und Reich tritt immer deutlicher im Stadtbild hervor. 
Noch mehr in Gelsenkirchen, Essen und Duisburg: Dort ist es 
ganz offensichtlich, dass die Städte zerfallen.

Du hast dich viel mit den Folgen von Hartz IV beschäftigt. 
Ist Deutschland noch ein Sozialstaat?

Verglichen mit vielen anderen Ländern ist Deutschland si-
cherlich noch ein Sozialstaat, aber dessen Demontage ist weit 
vorangeschritten. Seit Bismarck waren die Menschen gegen 
Standardrisiken wie Krankheit, Invalidität, Altersarmut oder 
Arbeitslosigkeit über Sozialversicherungen abgesichert. Jetzt 
degeneriert der Sozialversicherungsstaat mehr und mehr zu 
einem bloßen Fürsorge-, Almosen- und Suppenküchenstaat. 
Diese Entwicklung hat mit der Agenda 2010 und mit Hartz IV 
ihre Höhepunkte erreicht. Ich bin überzeugt, dass diese Ent-
wicklung noch politisch reversibel ist. Durch Reformen, die 
in eine andere Richtung gehen als in Richtung des Neolibera-
lismus und der Glorifizierung des Marktes, kann sie gestoppt 
und rückgängig gemacht werden. Es lohnt sich nach wie vor, 
um den Sozialstaat zu kämpfen. Aber dazu bedarf es eines 
neuen Aufbruchs oder eines Rucks, der durch Deutschland 
gehen muss. Freilich nicht wie bei Roman Herzog in Richtung 
von mehr Markt, Wettbewerbsfähigkeit, Konkurrenz und El-
lenbogendenken, sondern eines Rucks in Richtung von mehr 
Solidarität, sozialer Gerechtigkeit und Verteilungsgerechtig-
keit.

Nicht nur Roman Herzog, auch andere Bundespräsidenten 
sind durch prägnante Aussagen im kollektiven Gedächt-

nis geblieben. Mit welcher Botschaft würde ein Bundes-
präsident Butterwegge gerne im Gedächtnis bleiben?

Mir wäre wichtig hervorzuheben: Wer über den Reichtum 
nicht sprechen will, der sollte auch über die Armut schwei-
gen. Und wer die Armut wirksam bekämpfen will, muss den 
Reichtum antasten. Ich würde klarzumachen suchen, dass Ar-
mut in einem reichen Land wie dem unseren demütigender, 
erniedrigender und deprimierender sein kann als Armut in 
einem armen Land. Armut in einem reichen Land führt zu Ent-
solidarisierung und zu Ausgrenzung. Man wird dafür selbst 
verantwortlich gemacht. Ein Jugendlicher, der im tiefsten Win-
ter in Sandalen und Sommerkleidung auf dem Schulhof steht 
und von seinen Klassenkameradinnen und Klassenkameraden 
ausgelacht wird, der leidet wahrscheinlich mehr unter dem 
Gelächter als unter der Kälte. Wir machen es uns zu leicht, 
wenn wir sagen: Die Armut bei uns ist doch nicht die Armut in 
Kalkutta. Ja, das stimmt, aber diese Armut ist eben dennoch 
etwas, worunter man physisch und psychisch sehr stark leiden 
kann. 

Zu welchen Maßnahmen würde ein Bundespräsident But-
terwegge der Politik raten?

Der sehr breite Niedriglohnsektor, welcher inzwischen fast 
ein Viertel aller Beschäftigten umfasst, muss zurückgedrängt 
werden. Das könnte man durch eine Erhöhung des Mindest-
lohns auf deutlich über zehn Euro erreichen, wenn auch die 
Ausnahmen vom Mindestlohn für bestimmte Gruppen wie 
Langzeiterwerbslose gestrichen würden. Mini- und Midi-Jobs 
müssen sozialversicherungspflichtig gemacht werden, der 
Leiharbeitsbereich muss deutlich ausgedünnt werden. In der 
Steuerpolitik muss dafür gesorgt werden, dass nicht weiter-
hin alle Steuern, die Wohlhabende, Reiche und Hyperreiche 
zahlen, sinken oder wegfallen. Wir haben eine Investitions-
lücke, die darauf basiert, dass die Reichen zu wenig Steu-
ern zahlen. Wäre das anders, könnte man eine Sozial- und 
Bildungsinfrastruktur für sozial benachteiligte Kinder schaf-
fen, die es ermöglicht, dass beispielsweise alleinerziehende 
Mütter durch qualitativ gute Kinderbetreuungseinrichtungen 
vollzeiterwerbstätig sein und sich gewissermaßen aus der Ar-
mut »herausarbeiten« können. Der Bundespräsident hat nur 
die Waffe des Wortes, d.h. er kann die Öffentlichkeit für diese 
Probleme sensibilisieren, er kann die Kluft zwischen Arm und 
Reich skandalisieren, aber er kann nicht die Politik verändern. 
Das müssen andere Menschen tun, die sich dafür engagieren 
und die Druck ausüben auf die etablierten Parteien, zum Bei-
spiel in Flüchtlingsinitiativen, Arbeitslosenforen, Armutskonfe-
renzen oder Bürgerinitiativen.

Bevor das Thema Armut dein Forschungsschwerpunkt 
wurde, hast du dir einen Namen als Rechtsextremis-
mus-Experte gemacht. Das war Anfang der 1990er, als 
Rechtsextreme großen Auftrieb hatten. Anders als heute 
kam damals keine rechtspopulistische Partei wie die AfD 
auf. Wie schätzt du diese Entwicklung ein?

Der Rechtspopulismus ist eine Strömung im Rechtsextre-
mismus, die sich als »Sprachrohr des Volkes« darstellt. Die-
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se Strömung versucht so zu tun, als würde das fleißige Volk 
einerseits den korrupten Eliten gegenüberstehen und auf der 
anderen Seite von »Sozial- und Asylschmarotzern« ausgebeu-
tet. Diesen vermeintlichen doppelten Gegensatz politisch zu 
betonen, ist ein Kennzeichnen von Strömungen wie der AfD. 
Das ist nichts Neues. Aber es hat durch die soziale Spaltung 
im Lande ganz enorm zugenommen. Das ist eine Entwicklung, 
die zu tun hat mit der Agenda 2010. Nicht, dass der Rechts-
populismus nur ein soziales Phänomen wäre. Wenn man die 
Menschen sozial besserstellen würde, würden der Rechtsex-
tremismus, Rechtspopulismus und Neofaschismus nicht au-
tomatisch verschwinden. Aber es wäre eine wichtige Voraus-
setzung dafür geschaffen, weil der materielle Nährboden für 
soziale Abstiegsängste trockengelegt würde.

Du hast kleine Kinder. Welche Botschaft möchtest du ih-
nen mitgeben?

Weil ich früher eher prekäre Beschäftigungsverhältnisse 
hatte, hat es sich bei mir biografisch ergeben, dass ich erst 
in einer späteren Lebensphase, als ich beruflich fest im Sattel 
saß, Kinder bekam. Natürlich will ich meinen beiden Kindern 
und auch anderen Kindern eine Welt hinterlassen, die ge-
rechter, sozialer, demokratischer und ökologischer ist. Ob ich 
das schaffe, ist etwas anderes. Ich bin der Auffassung, man 

muss sich engagieren, man muss versuchen, politisch erfolg-
reich zu sein. Aber auch wenn man es nicht ist, ist für mich 
ganz wichtig, am Ende des Lebens Bilanz zu ziehen und sagen 
zu können: Du hast es versucht. Das ist für mich ein ganz, ganz 
wichtiges Anliegen, das ich an künftige Generationen weiter-
geben will.

Du bist 2005 aus der SPD ausgetreten, aber nicht in DIE 
LINKE eingetreten. Warum nicht? 

Als Wissenschaftler habe ich Möglichkeiten, unabhängig 
von einem parteipolitischen Engagement bestimmte politische 
Veränderungen mit anzustoßen. Zum Beispiel mit dieser Kan-
didatur. Aber auch unabhängig davon bin ich in den Medien 
präsent. In dieser unabhängigen Rolle habe ich mich gut ein-
gerichtet. Weder verlangt DIE LINKE von mir, Mitglied zu wer-
den, noch drängt es mich danach. Mich fragen jetzt häufiger 
Journalisten: Ja, hatten Sie denn in den vergangenen Jahren 
Kontakt zur LINKEN? Ich sage dann immer: Die Kontakte sind 
bei mir zuhause jederzeit gegeben. Denn meine Frau Carolin 
kandidiert wieder auf Platz 5 der LINKEN-Landesliste für den 
nordrhein-westfälischen Landtag, und ich unterstütze sie da-
bei. Ich glaube nicht, dass ich unbedingt nochmal in einer Par-
tei Mitglied werden muss, sondern fühle mich in meiner Rolle 
des parteinahen Intellektuellen, Ratgebers und Kritikers wohl.

Engagiert & überzeugend
Heike Sudmann über den Besuch von Christoph Butterwegge in Hamburg 

Christoph Butterwegge ist in den vergangenen Wochen in 
ganz Deutschland unterwegs gewesen und besuchte auch die 
verschiedenen Landtage. So war er in Kiel auf Einladung der 
dortigen grünen Landtagsfraktion. Da sich überraschend ein 
freies Zeitfenster ergab, konnte er am 18. Januar auch nach 
Hamburg kommen. Die Bürgerschaftsfraktion DIE LINKE lud 
deshalb die gewählten VertreterInnen von SPD, CDU, GRÜ-
NEN und FDP für die Bundesversammlung zu einem Ge-

spräch ein. Vermutlich der Kurzfristigkeit geschuldet, nahm 
an dem Gespräch neben unseren LandessprecherInnen und 
dem Fraktionsvorstand allerdings nur noch der CDU-Frakti-
onsvorsitzende teil, der sich persönlich ein Bild von dem Kan-
didaten der LINKEN machen wollte. 

Christoph Butterwegge betonte, dass er mit seiner Kandi-
datur einen anderen Schwerpunkt in der politischen Diskus-
sion setzen wolle. Während die innere Sicherheit seit Mona-
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ten das beherrschende Thema sei, hob er die Bedeutung der 
sozialen Sicherheit vor. Ihm sei natürlich klar, dass auch mit 
einer besseren Sozialpolitik keine Anschläge verhindert wer-
den könnten, doch würde der Kampf gegen die soziale Spal-
tung sehr vielen Menschen in Deutschland zugute kommen. 
Wie groß die Lücke zwischen Arm und Reich ist, konnte der 
gerade erschienenen Oxfam-Studie entnommen werden. Acht 
Milliardäre besitzen demnach genauso viel Vermögen wie die 
ärmere Hälfte der Weltbevölkerung. In Deutschland haben, 
so Butterwege, die zwei reichsten Geschwister, Susanne Klat-
ten und Stefan Quandt, im Jahr 2015 über 900 Mio. Euro Ren-
dite aus ihrem BMW-Unternehmen bekommen. 

Das Gespräch mit Christoph Butterwegge dauerte über 
eine Stunde: Sozialpolitik, Internationales, Ukraine-Konflikt, 
Sanktionen gegen Russland (die er ablehnte und stattdessen 
für Verhandlungen plädierte), Wohnungs- und Mietenpolitk 
waren einige der Themen. Ich fand seine Argumentation und 
sein Verständnis einer besseren Politik sehr beeindruckend. 
Die Partei DIE LINKE hat wirklich eine sehr gute Wahl mit 
ihrem Kandidaten getroffen! Trotz der Aussichtslosigkeit bei 
der Bundespräsidentenwahl ist Christoph Butterwegge au-
ßerordentlich engagiert und überzeugend unterwegs. Dafür 
können wir ihm nur unsere Hochachtung und unseren Dank 
aussprechen!

HSH-Nordbank: Schrecken ohne Ende
Von Heike Sudmann und Norbert Hackbusch

Bei dem ganzen Tamtam um die Eröffnung der Elbphilhar-
monie sind nicht nur die rd. 800 Mio. Euro Kosten für die-
sen Bau in den Hintergrund geraten, sondern auch die unver-
mindert vorhandene Bedrohung der öffentlichen Haushalte 
durch die HSH Nordbank. Wurden bisher die entsprechenden 
Warnungen der Fraktion DIE LINKE in Hamburg als übertrie-
ben abgetan, meldete sich nun im schleswig-holsteinischen 
Landtagswahlkampf Ministerpräsident Albig zu Wort. Mögli-
cherweise müssten Hamburg und Schleswig-Holstein weitere 
Belastungen von 16 Mrd. Euro für die marode HSH Nordbank 
tragen. Das könnten die beiden Bundesländer nicht alleine 
bezahlen, dafür bräuchten sie Hilfe vom Bund und der EU. 

Die Bürgerschaftsfraktion DIE LINKE hatte für die Bürger-
schaftssitzung am 1. Februar einen Antrag eingebracht, der 
eine unabhängige Untersuchung der Schiffsportfolios der 
HSH fordert und u.a. auch prüfen lassen soll, inwieweit das 
Vermögen säumiger SchuldnerInnen heranzuziehen ist. Da-
mit sollen Fälle wie der des Reeders Bernd Kortüm verhin-
dert werden. Diesem wurden im letzten Jahr 548 Mio. Euro 
erlassen – Herr Kortüm kann sein Leben als reicher Reeder 
fortführen. Ähnliche Fälle gab es schon in Bezug auf einige 
Schiffsfinanzierer wie die MPC oder HCI (jetzt Ernst Russ). 
Die HSH Nordbank scheint einen Selbstbedienungsladen für 

die reiche Hamburger Reederschaft aufgebaut zu haben, zu-
lasten der Länder Hamburg und Schleswig Holstein. Eine Un-
tersuchung von Institutionen unabhängig von der Schifferei 
kann eine Möglichkeit sein, Belastungen von den Ländern 
noch abzuhalten, nachdem der Antrag der Linksfraktion im 
letzten Jahr abgelehnt wurde, die Bank nach dem Sanierungs- 
und Abwicklungsgesetz aufzulösen.

Nachfolgend dokumentieren wir den von SPD, GRÜNEN, 
CDU und AfD abgelehnten Bürgerschaftsantrag der LINKEN, 
für den interessanterweise die FDP stimmte (Drs. 21/7607 
vom 18.1.2017): 

HSH Nordbank/HSH Portfoliomanagement AöR,  
Transparenz und Schadensbegrenzung ermöglichen:  
Unabhängige Untersuchung des HSH Nordbank 
Schiffsportfolios jetzt!
Die finanzielle Situation der HSH Nordbank und der PoMa 
(Portfoliomanagement AöR) entwickelt sich dramatisch. Wur-
de im Jahre 2013 noch davon ausgegangen, dass die Län-
der-Garantie nicht in Anspruch genommen wird, spricht jetzt 
der Vorstandsvorsitzende der HSH von einer vollständigen In-
anspruchnahme! Das bedeutet: Hamburg und Schleswig-Hol-
stein werden mit (mindestens) 10 Mrd. Euro belastet. Zudem 
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geht der Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein, 
Torsten Albig, an die Öffentlichkeit mit der erheblich weiter-
gehenden Befürchtung, der Schaden von über 16 Mrd. Euro 
zulasten der Länder würde über die finanziellen Möglichkeiten 
der beiden Bundesländer gehen. 

Mit dem Schuldenerlass durch die HSH Nordbank zugun-
sten des Reeders Bernd Kortüm wurde der Stadt in den letz-
ten Monaten ein konkretes Beispiel für »Restrukturierungen« 
zulasten der Steuerzahler_innen vor Augen geführt. Der For-
derungsverzicht in Höhe von über 548 Mill. Euro stellt eine 
riesige Belastung der öffentlichen Haushalte von Hamburg 
und Land Schleswig Holstein dar, während Herr Kortüm wei-
terhin ein Leben als reicher Reeder fortführen kann. Auch 
im Falle des Unternehmens MPC wurde zum Jahreswechsel 
2012/2013 auf einen hohen dreistelligen Millionenbetrag 
von Seiten der HSH verzichtet. Als Konsortialführerin erließ 
die HSH Nordbank MPC Verbindlichkeiten von über 800 MIo. 
Euro, mehr als die Hälfte davon HSH-Kredite. Nach Aussage 
der Schleswig-Holsteinischen Finanzministerin Heinold wer-
den wohl weitere Schuldenerlasse an Reeder_innen erfolgen. 

Diese Ungeheuerlichkeiten erstrecken sich auch auf die 
neugegründete HSH Portfoliomanagement AöR, kurz PoMa. 
Diese ländereigene HSH Portfoliomanagment AöR musste im 
Auftrage der Länder ein notleidendes Schiffsportfolio über 5 
Mrd. Euro von der HSH Nordbank übernehmen. Dieses Portfo-

lio hatte laut Gutachten lediglich einen Marktwert von 2,4 Mrd. 
Euro. Dieses wurde festgestellt von PriceWaterhouseCoopers 
(PwC), die gleichzeitig als neuer Wirtschaftsprüfer der HSH 
Portfoliomanagement AöR engagiert wurden. Nach genau drei 
Monaten wurden auf diese Summe bereits mehr als 340 Mill. 
Euro abgeschrieben mit der Aussicht, dass das Portfolio kaum 
noch werthaltig sei. In Schleswig-Holstein wurde der Öffent-
lichkeit präsentiert, dass 98% dieses an die Länder übertra-
genen Schiffskreditpaketes zu100% ausfallgefährdet seien.

Diese Milliardenverluste und die ungeheuerlichen Umstän-
de rufen nach anderen Wegen. Voraussetzung dafür ist eine 
größtmögliche Transparenz, die allerdings mit dem Hinweis 
auf die Schutzrechte der Eigentümer_innen und Kreditneh-
mer_innen von den beiden Landesregierungen hartnäckig ver-
weigert wird.

Die Bürgerschaft möge beschließen:
Unter Federführung der Rechnungshöfe von Hamburg und 
Schleswig Holstein wird eine unabhängige Untersuchung des 
an die PoMa übertragenen Schiffsportfolios durchgeführt. Da-
bei gilt es Folgendes zu beurteilen: Die Entwicklung der be-
troffenen Schiffskredite und des Portfolios, die Rechtmäßig-
keit der Verträge, die Möglichkeiten, Vermögen der säumigen 
Schuldner_innen heranzuziehen und mögliche Verstöße gegen 
die Sorgfaltspflicht der HSH Nordbank.

Wer trägt die Verantwortung?
Joachim Bischoff über das schlimmste Finanzdebakel aller Zeiten in Hamburg

Der bekannte Ökonom Professor Hellwig hatte im Jahr 2013 
in einer öffentlichen Anhörung den SPD-Senat und den am-
tierenden Finanzsenator Tschentscher vor einer Wiedererhö-
hung der Garantien für die HSH-Nordbank auf 10 Mrd. Euro 
gewarnt. Heute konstatiert der Wissenschaftler: »Eine öffent-
liche Diskussion haben die Verantwortlichen in der Bank 
und den Regierungen erfolgreich unterbunden, durch Vertu-
schen, Beschönigen und Verweigern von Antworten.«

In der Tat: Heute will kein Akteur in Politik und Medien 
für das riesige Finanzdebakel Verantwortung übernehmen. 
Professor Hellwig hatte 2013 dringlich darauf hingewiesen, 
dass die Senatsvorlage für die Erhöhung der Garantie ein gro-
ßer Fehler sei: 

Die Vorlage des Senats an die Bürgerschaft biete keine aus-
reichende Informationsgrundlage für eine sachkundige Bera-
tung und Beschlussfassung im Landesparlament. Dieses solle 
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daher die Vorlage zurückweisen und die Beschlussfassung 
vertagen, bis eine Unterlage vorgelegt wird, die hinreichend 
informativ und verlässlich ist.

Die Vorlage erwecke den Eindruck, die haushaltsrechtli-
chen Risiken der vorgeschlagenen Maßnahme seien gering. 
Dies werde nicht glaubhaft begründet. Ausführungen in der 
Vorlage zu erwarteten Entwicklungen und Risiken verwiesen 
im Wesentlichen auf Aussagen und Modellrechnungen der 
Bank und würden ansonsten nicht weiter begründet oder be-
legt. Die Vorlage enthalte nicht einmal eine konsistente und 
nachvollziehbare Darstellung der voraussichtlichen Entwick-
lung der relevanten Kennzahlen der Bank.

Die Einschätzungen der Bank zur weiteren Entwicklung 
der Schifffahrtskrise seien unrealistisch.

Rückstellungen bzw. Abschreibungen für Schiffskredite, 
soweit aus den veröffentlichten Zahlen erkennbar, blieben 
deutlich hinter den Rückstellungen bzw. Abschreibungen an-
derer Banken zurück und das, obwohl das Engagement der 
HSH bei Schiffsfinanzierungen deutlich größer sei als das an-
derer Banken.

Die Vorlage versuche, den Eindruck zu erwecken, dass die 
Garantie nicht benötigt werden würde und dass die Risiken 
für die SteuerzahlerInnen vernachlässigt werden könnten. 
Eine solche Aussage sei nicht damit zu vereinbaren, dass die 
Garantie den Wert der risikogewichteten Anlagen der Bank 
reduziere. Eine solche Reduktion sei überhaupt nur möglich, 
wenn eine positive Wahrscheinlichkeit dafür bestehe, dass 
die Garantie in Anspruch genommen wird, die hsh finanz-
fonds AöR also für mehr als 7 Mrd. Euro an Verlusten des 
Sunrise-Portfolios aufkommen müsse.

Die in der Senatsvorlage angesprochene Möglichkeit, dass 
hsh finanzfonds AöR Wertpapiere aus dem Sunrise-Portfolio 
»zu Marktwerten« kaufe und die Verluste unter der Sunrise
Garantie abrechne, sei sowohl unter EU-rechtlichen Aspekten
wie unter ökonomischen Gesichtspunkten fragwürdig.

Selten hat ein amtierender Senat ein so eindeutiges Zeug-
nis der Inkompetenz ausgestellt bekommen. Auch das »Ham-
burger Abendblatt«, das einen großen Anteil an der erfolg-
reichen Vertuschung mitträgt, ist am 23. Januar 2017 auf 
Distanz gegangen und hat seine LeserInnen auf das dro-
hende Finanzdebakel vorbereitet. Bei aller Verantwortlich-
keit für den Gesamtverlust von mindestens 20 Mrd. Euro für 
die Bundesländer Hamburg und Schleswig-Holstein vonsei-
ten der SPD und Grünen kann man in der Tat die These ver-
treten, dass vor allem die CDU und ihr ehemaliger Finanzpo-
litiker Peiner in besonderem Maße für diese Schädigung der 
Gemeinwesen verantwortlich sind. Gegen diese vermeintlich 
einseitigen Schuldzuweisungen wehrt sich Wolfgang Peiner 
(CDU), von 2001 bis 2006 Finanzsenator in Hamburg und spä-
terer HSH-Aufsichtsratsvorsitzender.

Seine Gegenthese: Um die Entwicklung der Bank zu verste-
hen, müssen wir uns vor Augen führen, dass deren Gründung 
ein Gemeinschaftswerk von Hamburg und Schleswig-Hol-
stein war, einvernehmlich getragen von CDU und SPD. Auch 
für die Privatisierung der Bank und für die Abwicklung der 
Altrisiken tragen beide Parteien gemeinsam eine Verantwor-

tung, auch wenn diese Erkenntnis für manchen schmerzhaft 
ist. Wegducken können sich auch nicht die VertreterInnen 
der Gesellschafter und die Mitglieder des Aufsichtsrats. Sie 
haben die Schwäche und Schwächen des Vorstands zu spät 
erkannt. Er habe sich dazu bekannt, Heide Simonis ebenfalls. 
So etwa Peiners Perspektive.

Hinter der Behauptung von einer gemeinsamen Verant-
wortung verschwindet der zentrale Gesichtspunkt, dass Pei-
ner für das Geschäftsmodell »Sichere Rendite aus dem Kre-
ditersatzgeschäft« und damit die Weiterentwicklung der 
regionalen HSH-Bank zu einer international agierenden Kapi-
talmarktbank die Verantwortung trägt. In der Tat haben alle 
Verantwortlichen damals Peiner machen lassen. Heute kann 
er daher festhalten: »Kritik an der Strategie der Bank, der Ent-
wicklung ihres Geschäftsvolumens und ihrer Pläne zur Priva-
tisierung ist in meiner Amtszeit als Finanzsenator von keiner 
Seite geäußert worden. Ich wurde zum 1.1.2007 auf Wunsch 
aller Gesellschafter Vorsitzender des Aufsichtsrats der Bank. 
Erst ich als Aufsichtsratsvorsitzender habe im Frühjahr 2008 
eine Wende in der Expansionsstrategie verlangt und durchge-
setzt – gegen den Widerstand des Vorstands.« 

Ja, die Bankenkrise zeichnete sich bereits 2007 ab und Pei-
ner verlangte spät, aber als erster, die Bank sturm- und wet-
terfest zu machen. »Aber Schuld an der Misere«, so Peiner, 
habe nicht der Aufsichtsrat und er selbst schon gar nicht: »In 
den zwei Jahren, in denen ich Aufsichtsratschef war, habe 
ich keine Fehler gemacht.« Im Gegenteil: Er sei es gewesen, 
der die Bank im Frühjahr 2008 mit einer neuen Strategie 
»wetterfest« gemacht habe. Und er habe schon im September
auf einen Abbau des »viel zu großen Wertpapierportfolios«
gedrängt. Doch kurz darauf ging die amerikanische Invest-
mentbank Lehman Pleite, und es kam auch noch die Wirt-
schaftskrise. »Ohne die wären wir vernünftig durchs Jahr ge-
kommen«.

Als Mitglied des Untersuchungsausschusses habe ich da-
mals schon dieser Vertuschung widersprochen: Die Wirt-
schaftsprüfer von KPMG hatten über 300 Verstöße in der Ge-
schäftsorganisation der HSH Nordbank moniert. Es gab bis 
zum Ausbruch der Immobilienkrise im Jahr 2007 keine kon-
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krete Strategie für das Kreditersatzgeschäft. Die Dokumenta-
tion der Handlungen und Entscheidungen von Vorstand und 
Aufsichtsrat war völlig unzureichend. Businesspläne wur-
den im Umlaufverfahren genehmigt und die Geschäftsorga-
nisation war zu sehr marktorientiert. Es fehlte eine geschäfts-
feldübergreifende Organisation in der Bank. Die interne 
Revision war unzureichend ausgestattet. Diese Schwächen 
und Verstöße gegen bankrechtliche Regelungen wurden für 
das Jahr 2008 festgestellt, hatten sich aber in den Jahren da-
vor aufgebaut. Alles dies führte zu der bitteren Konsequenz: 
Die Vermögens- und Ertragslage der Bank war über Wochen 
unklar. Dies drückt nicht nur Pflichtverletzungen der Vor-
stände aus, sondern gleichfalls des Aufsichtsrates. Das Ar-
gument von Herrn Peiner, die Operation »wetterfest« belege, 
dass er im Frühjahr 2008 auf eine Änderung der desolaten 
Zustände gedrängt habe, überzeugt nicht. Bereits im Herbst 
2007, vor allem im letzten Quartal, war die Bank existenziell 
gefährdet. Dies belegen die Aufsichtsratsprotokolle und die 
Ausarbeitung der internen Revision sowie der Jahresbericht 
der Wirtschaftsprüfer für das Jahr 2008 inklusive der ein-
geschlossenen vertieften Prüfungsschwerpunkte. Herr Pei-
ner will sich durch allgemeine Aussagen eine Entlastung ver-
schaffen.

Meine Erwartung, dass Herrn Peiner im Untersuchungs-
ausschuss Unterlassungen und Pflichtverletzungen nach-
gewiesen werden können, hat sich nicht erfüllt. Peiner war 
über lange Jahre der wohl einflussreichste CDU-Politiker in 
Hamburg. Bundesfinanzminister Schäuble behauptete 2011 
forsch: »Wolfgang Peiner hat sich um die Stadt verdient ge-
macht«. Seine Begründung: »Peiner war ein erfolgreicher Ma-
nager, und er war ein erfolgreicher Politiker – und er hat zwi-
schen beiden gewechselt.« Und der CDU-Politiker erinnerte 
mit milder Süffisanz an ein direktes bundespolitisches En-
gagement Peiners: »Er war von 2001 bis 2006 Schatzmeister 
der CDU. Das war zumindest teilweise ein Himmelfahrtskom-
mando«, sagte Schäuble, der dem Hamburger attestierte, die 
Finanzen der Bundespartei saniert zu haben. Vor allem er-
wies sich Schäuble als präziser Kenner der Hamburger Ver-
hältnisse und erinnerte an das Konzept der »wachsenden 
Stadt«, das Peiner maßgeblich entworfen hatte. Die Umset-
zung der Idee habe dazu geführt, dass die Bevölkerungszahl 
gestiegen sei und es ein überdurchschnittliches Wachstum 
der Wirtschaftskraft und der Beschäftigtenzahl gegeben habe. 
»Die soziale Spaltung in Hamburg ist geringer geworden«, be-
hauptete der Bundesfinanzminister zudem. Entscheidend für 
den Erfolg des Konzepts sei gewesen, dass Peiner an den An-
fang »die ungeschönte, präzise Bestandsaufnahme« gestellt 
habe. Der Vergleich mit anderen Millionenstädten habe zu ei-
ner Analyse der Stärken und Schwächen geführt. »Wolfgang 
Peiner hat dabei immer gewusst, dass die Stadt mehr ist als 
die Ansammlung von Wirtschaftskraft.« Richtig ist zweifellos: 
Peiner war der wesentliche Vordenker und Akteur der Kon-
zeption der wachsenden Stadt, die unter Bürgermeister Ole 
von Beust das erste Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts in Ham-
burg maßgeblich geprägt hat. Die CDU hatte sich mit dem 
Leitbild »Metropole Hamburg –Wachsende Stadt« für eine 

Wachstumsstrategie eingesetzt und diese dann ab 2001 mit 
unterschiedlichen politischen Koalitionen in die gesellschaft-
liche Praxis umgesetzt. Das Leitbild war keine Ansammlung 
von Einzelmaßnahmen, sondern ein Gesamtkonzept bzw. eine 
auf mittlere Frist angelegte gesellschaftspolitische Strategie. 
In diese Konzeption wurden die Ansätze der Vorgängersenate 
der SPD integriert – wie die HafenCity – und gestützt auf die 
hamburgische Unternehmenslandschaft ein Plan für die Um-
gestaltung der Stadt verfolgt. Peiner wörtlich: »Wir wollen da-
mit die Kräfte bündeln, die Schlagzahl erhöhen, aber auch ei-
nen Bewusstseinswandel anstoßen. Vor allem wollen wir aber 
Dinge umsetzen.«

Das Credo der CDU-Politik nicht nur in Hamburg war in 
den Jesteburger Beschlüssen fixiert: »Eine stringente Priva-
tisierungspolitik ist ein wichtiges Mittel, um einerseits die 
Staatsquote zu reduzieren und andererseits wieder zum Wett-
bewerb als zentralem Ordnungsprinzip der Sozialen Markt-
wirtschaft zurückzukehren. Trotz vieler Detailfragen, die für 
den Einzelfall von Bedeutung sein können, sollte die Vermu-
tung gelten, dass alles, was der Staat neben der Erfüllung sei-
ner hoheitlichen Aufgaben ausübt, besser von Privaten er-
ledigt werden kann. Zu beachten ist auch die überaus hohe 
Verschuldung der Hansestadt. Verkaufserlöse sollten in er-
ster Linie zur Kredittilgung mit der Folge der Zinsentlastung 
eingesetzt werden. Auch die Veräußerung von Zuschussunter-
nehmen entlastet den Haushalt, wie am Beispiel der (Teil-)Pri-
vatisierung des Landesbetriebes Krankenhäuser (LBK) deut-
lich wird. Mit der (Teil-)Privatisierung des Landesbetriebes 
Krankenhäuser haben Senat und CDU-Bürgerschaftsfraktion 
gegen erhebliche Widerstände eine für Unternehmen, Bürge-
rinnen und Bürger als auch Stadt richtige Entscheidung ge-
troffen, die mittelfristig für alle Seiten von Vorteil sein wird.«

Der Kern des Leitbildes »Metropole Hamburg – Wachsende 
Stadt« zielte darauf ab, dass Hamburg seine Metropolfunktion 
ausbaut, national wie bezogen auf das Umland, und dass es 
seine Rolle im Ranking der Weltstädte verbessert. Zum ande-
ren bringt der Titel des Leitbildes zum Ausdruck, dass Ham-
burg wachsen will, sowohl quantitativ als auch qualitativ. 
Dabei geht es nicht um Wachstum um jeden Preis, sondern 
es steht ein qualitativer Anspruch dahinter. Das Wachstum 
sollte gesteuert, nachhaltig und Ressourcen schonend er-
folgen. Hamburg sollte sich auf die Lage am Wasser besinnen 
und an beiden Seiten der Elbe wachsen. Gerichtet war diese 
Konzeption gegen sozialdemokratische Selbstzufriedenheit.

Die Bau- und Finanzruinen dieser Politik sind so wenig ver-
arbeitet, wie für den wachsenden Wohnungsmangel und die 
soziale Spaltung eine Konzeption zur Verbesserung erkenn-
bar ist. Das große Finanzdebakel kann eine Mahnung sein, 
dass Privatisierung und Deregulierung gefährliche Irrwege 
sind. Die Privatisierung von Aufgaben der öffentlichen Ver-
waltung ist keine Erfindung der Neuzeit. In einer Anzeige 
des Rates vom 28. Oktober 1710 schrieb der Hamburger Se-
nat seinerzeit die beabsichtigte »Verpachtung der Gassen-Rei-
nigung« aus und erteilte hierfür ein Mandat für einen »Gas-
sen-Pächter« am 12. Juni 1711.
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»Für den Belastungsfall geschlossen«
Christiane Schneider über den Staatsvertrag mit Schura, DITIB Nord und VKIZ

Der Bürgerschaftssitzung am 1. Februar lagen drei Anträge 
zum Thema Staatsvertrag der Freien und Hansestadt Ham-
burg (FHH) mit den drei islamischen Religionsgemeinschaf-
ten Schura, DITIB Nord und VKIZ1 vor. Die AfD und die FDP 
zielten auf die Kündigung des Vertrags mit allen drei Verbän-
den, die CDU wollte die Regelungen des Vertrags für DITIB 
Nord solange aussetzen, bis durch ein neues Gutachten2 ge-
klärt sei, ob dieser Verband noch als Religionsgemeinschaft 
gelten könne. Anlass der Anträge waren diffamierende Kari-
katuren (Weihnachten und Silvester betreffend), die auf eini-
gen Websites von DITIB-Verbänden veröffentlicht worden wa-
ren, und mehrere Fälle, in denen DITIB-Imame in NRW und 
Bayern vermeintliche Gülen-Anhänger bespitzelten (die Gü-
len-Bewegung wird für den Putschversuch in der Türkei ver-
antwortlich gemacht) und »Informationen« an die türkische 
Regierung weitergegeben haben – hier ermittelt die Bundes-
anwaltschaft.

Alle Anträge wurden abgelehnt, auch ihre Überweisung in 
einen Ausschuss. Mehrheitlich verabschiedet wurde stattdes-
sen ein Antrag von SPD/GRÜNEN, der im Wesentlichen Ge-
spräche mit DITIB ankündigt mit dem Ziel, »das gemeinsame 
Verständnis der in diesen Verträgen niedergelegten gemein-
samen Wertegrundlagen zu klären und die bislang gute Zu-
sammenarbeit auch in Zukunft fortführen zu können«. 

Kurz vor der Sitzung hatte sich das Interreligiöse Forum 
per Appell an Bürgerschaft und Senat gewandt, »an den 
Staatsverträgen festzuhalten«. Denn die Verträge böten das 
Instrumentarium, auftretende Probleme und Konflikte zu be-
arbeiten und zu lösen. Deshalb sei es nicht konstruktiv, die 
Kündigung ausgerechnet in einer Situation zu fordern, in 
der diese Form des institutionalisierten Dialogs dringend ge-
braucht werde (http://ifh.hamburg/).

Die Linksfraktion hatte die Abstimmung zu den Anträgen 
freigegeben. Anders als 2013, als sie bei ebenfalls freigege-
bener Abstimmung geschlossen den Verträgen zustimmte, 
fand sie in dieser Krise des Vertrags nicht zu einer gemein-
samen Position. Das hängt mit der Vielschichtigkeit der Pro-
bleme zusammen und wohl auch damit, dass Konflikte über 
Fragen der Religion und über Auffassungen zu ihrer Rolle in 
der Öffentlichkeit bestehen. Ich will die Konflikte hier nicht 
darstellen, weil ich anderen Positionen nicht gerecht würde, 
sondern begründen, warum ich dem Antrag von SPD und 
Grünen zugestimmt habe.

Für mich – ich selbst bin religionsfern, aber religionsinte-
ressiert – haben der Vertrag mit den islamischen Religionsge-
meinschaften und der gleichzeitig geschlossene Vertrag mit 
der alevitischen Gemeinde große Bedeutung. Nachdem die 
FHH bereits Staatsverträge mit der evangelischen und der ka-
tholischen Kirche sowie der jüdischen Gemeinde abgeschlos-
sen hatte, folgten 2012 die Verträge mit Religionsgemein-
schaften, die ganz überwiegend von MigrantInnen der ersten, 
zweiten oder dritten Generation getragen werden. Sie formu-
lieren die im Grundgesetz garantierte Religions- und Bekennt-
nisfreiheit vertraglich aus – und anerkennen bzw. bekräfti-
gen damit die staatsbürgerlichen Rechte der muslimischen 
MitbürgerInnen und AlevitInnen. Der Vertrag mit den isla-
mischen Gemeinschaften hat vor allem eine starke symbo-
lische Wirkung – die Kündigung oder Aussetzung hätte sie 

1  www.hamburg.de/contentblob/3551370/data/download-muslim-ver-
baende.pdf 

2  Während der Verhandlungen wurden von unabhängigen Gutachtern 
zwei Gutachten erstellt, die die Frage erörtern, ob den drei Verbänden die 
Eigenschaft als Religionsgemeinschaften zukomme. Das wurde bejaht, auch 
für DITIB.
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ebenfalls, gerade in Zeiten des drohenden weltweiten »Kul-
turkampfes«.

Zunehmende Islamophobie und …
Der »Kampf gegen den Islam« ist auf absehbare Zeit eines 
der zentralen Projekte der politischen Rechten. Die zuneh-
mende Islamophobie dient der »Identitätsbildung«, denn sie 
unterscheidet klar zwischen dem »Wir« und dem »Sie«. Die 
Islamophobie fällt auf fruchtbaren Boden, weil sie vorgibt, 
durch Polarisierung in einer zunehmend unübersichtlichen 
Welt Übersichtlichkeit und Ordnung wiederherzustellen. Is-
lamophobe Strömungen haben – mehr oder weniger in ganz 
Europa – ihren Aufschwung genommen in dem Maße, wie die 
Muslime und Muslima, früher vor allem »Gastarbeiter«, sich 
heute nicht mehr in Hinterzimmern und Hinterhofmoscheen 
verstecken, sondern sich stärker im öffentlichen Raum zei-
gen. Beispielsweise, wenn muslimische Frauen auf der Straße 
und in öffentlichen Einrichtungen ein Kopftuch tragen, mit 
anderen Worten, wenn der Islam, wenn islamisch geprägte 
Kultur sichtbar wird. Das Sichtbarwerden hängt wesentlich 
damit zusammen, dass die MigrantInnen aus dem islamisch 
geprägten Kulturraum, gläubige wie nicht-gläubige, sich 
längst nicht mehr mit der Rolle des »Gastarbeiters« begnügen, 
sondern gleichberechtigte Teilhabe beanspruchen und das 
Stoppschild »Zutritt verboten«, das sie aus Bereichen des Öf-
fentlichen, aus Bildungslaufbahnen, aus Berufen ausgeschlos-
sen hat, nicht mehr akzeptieren. Sie werden als Konkurrenz 
empfunden. Aber auffällig und irritierend und damit Kri-
stallisationspunkt sind vor allem die sichtbaren Zeichen des 
Islam wie Moscheen, die als Moscheen zu erkennen sind, wie 
das Kopftuch oder der Halal-Laden. Auf dieses sichtbare »An-
dere«, »Fremde« reagiert die islamfeindliche Mobilisierung. 
Sie will die Zurückdrängung und Deklassierung all dessen, 
was nicht »unserer Identität«, »unseren Werten und unserer 
Kultur« entspricht. Die Islamophobie ist anschlussfähig; sie 
nimmt die konservative Idee der »Leitkultur« auf und treibt 
sie auf die Spitze. 

… Erdogans langer Arm
Ist die gegenwärtige Krise der Verträge also auf das Erstar-
ken islamophober Strömungen zurückzuführen? So einfach 
ist es tatsächlich nicht. Auch wenn gegen DITIB Nord, den 
Vertragspartner, keine konkreten Vorwürfe erhoben werden 
konnten, sind die Vorwürfe gegen den Gesamtverband dieser 
Organisation ernst zu nehmen. Das hängt mit der Verfasst-
heit von DITIB und vor allem mit der politischen Entwicklung 
in der Türkei zusammen. Der bundesweite Islam-Verband DI-
TIB und seine Mitgliedsverbände sind seit jeher eng mit der 
türkischen Regierung verflochten. DITIB untersteht der dau-
erhaften Leitung, Kontrolle und Aufsicht des staatlichen Prä-
sidiums für Religiöse Angelegenheiten der Türkei (Diyanet), 
das wiederum dem türkischen Ministerpräsidentenamt an-
gegliedert ist. Der Chef des Diyanet ist zugleich Vorsitzen-
der im mächtigen »Beirat« von DITIB. Die Imame werden aus 
der Türkei entsandt und sind de facto Beamte des türkischen 
Staates, in erheblichen Teilen vom jeweiligen Konsulat be-

zahlt. Diese Problematik war bei der Aufnahme und beim Ab-
schluss des Vertrags bekannt – aber sie hat sich erheblich 
verschärft.

Verschärft hat sie sich durch die Entwicklungen in der 
Türkei, und zwar in dem Maße, wie Erdogan das Land in 
eine autoritäre Demokratie und auf den Weg zu einer Dikta-
tur bringt und das Regime türkisch-stämmige MigrantInnen 
in Deutschland für nationalistische Mobilisierung und DITIB 
für die Bespitzelung und Verfolgung Andersdenkender in An-
spruch nimmt. Über politische Netzwerke und Organisati-
onen, aber eben auch über DITIB-Moscheen reicht Erdogans 
langer Arm bis nach Deutschland. Die Anwerbung von Ima-
men für geheimdienstliche Tätigkeit ist ein ungeheuerlicher 
Vorgang.

Das muss von den vielen tausend MigrantInnen hier in 
Hamburg, die in Opposition zu Erdogans Politik stehen, de-
ren Freunde, Bekannte und Verwandte in existenzielle Not, 
ins Gefängnis oder auch ums Leben gekommen sind, deren 
politische Vertreter in der Türkei, die sie als Staatsbürge-
rInnen mit zwei Pässen gewählt haben, verfolgt und mund-
tot gemacht werden, zu Recht als ernsthafte Bedrohung ver-
standen werden. 

Die alevitische und die kurdische Community, tür-
kisch-stämmige Oppositionelle und Andersgläubige müssen 
sich in Deutschland, auch in Hamburg, vor Erdogan sicher 
fühlen können. Sie dürfen nicht Angst haben, dass Erdogans 
verlängerter Arm sie bedroht. DITIB Nord hat sich u.a. von 
der Bespitzelung durch Imame eindeutig distanziert. Das ist 
wichtig, aber nur ein erster Schritt. DITIB muss, auch hier in 
Hamburg, einen Schnitt machen und sich aus dem organisa-
torischen und politischen Einfluss durch das Regime Erdogan 
lösen. Das ist nicht leicht, vor allem wegen der auch finanzi-
ellen Abhängigkeit, aber es ist unverzichtbar. 

In dieser nicht ganz einfachen Situation bin ich froh, dass 
es den Vertrag gibt. Verträge werden für den Belastungsfall 
geschlossen. Der Vertrag fixiert in Artikel 2 (»Gemeinsame 
Wertegrundlagen«) die grundgesetzliche Ordnung, insbeson-
dere die Unantastbarkeit der Menschenwürde, die Geltung 
der Grundrechte usw. Er hält in Artikel 13 Konfliktregularien 
für den Fall bereit, dass Zweifel an dem Verhalten eines der 
Vertragspartner bestehen. Die Vertragspartner verpflichten 
sich, ggfs. zu Gesprächen und Erklärungen über Verhaltens-
weisen, die die Inhalte des Vertrags berühren, zur Verfügung 
zu stehen. Die Konfliktregularien müssen meines Erachtens 
ausgeschöpft werden, bevor sich die Frage der Kündigung 
oder Aussetzung überhaupt stellt. Andernfalls, so fürchte ich, 
ist die symbolische Wirkung für die Muslime in Hamburg, 
und keineswegs nur für die Muslime, die Mitglied von DI-
TIB-Moscheen sind, verheerend.

Inzwischen, so mein Eindruck, finden auf den verschie-
denen Ebenen, zwischen verschiedensten PartnerInnen auf 
interreligiöser Ebene und zwischen muslimischen sowie an-
deren Religionsgemeinschaften und politischen Vertrete-
rInnen intensive Gespräche statt. Und das ist gut so.
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Ebenfalls viele Jahrhunderte alt ist die Diskriminierungs-
geschichte von Sinti und Roma1 in Europa, Deutschland und 
auch in Hamburg. An einigen Orten als begabte Handwer-
ker geschätzt, wurden Sinti andernorts als »Zigeuner« für 
»vogelfrei« erklärt und durften ungestraft verjagt und ermor-
det werden. Vielerorts verwehrten ihnen die Zünfte die Aus-
übung ihres Handwerks, und viele deutsche Landesherren 
verboten ihnen den Aufenthalt in ganzen Regionen. Es folgten 
Zeiten der »Integration unter Zwang«, in denen ihnen die Ver-
wendung ihrer Sprache und Kultur verboten wurde und sie 
sesshaft gemacht werden sollten. Ab 1886 wurden »Zigeuner 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit« ausgewiesen.

Wie in vielen deutschen Städten wurden ihnen auch in 
Hamburg lange Zeit der Zutritt in die Stadt verwehrt und eine 
Arbeitsaufnahme oder Wandergewerbescheine verweigert.

In der Zeit des Nationalsozialismus wurde die Verfolgung 
der europäischen Sinti und Roma durch Deutschland un-
ter Zustimmung und Beteiligung großer Teile der Bevölke-
rung mit dem Völkermord (Porajmos2) eskaliert. Die genaue 
Zahl der Opfer ist bis heute nicht bekannt. Schätzungen ge-
hen aus von bis zu 500.000 Todesopfern. 90% der Hamburger 
Sinti und Roma wurden von den Nazis deportiert und ermor-
det. Die Polizeien und insbesondere die Reichskriminalpolizei 
spielten dabei eine wichtige Rolle. 

Auch nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs war die Lei-
densgeschichte der überlebenden Sinti und Roma nicht vor-
bei. Ihre Lebensbedingungen waren wieder von gesellschaft-
licher Ausgrenzung und daraus resultierender Armut geprägt. 

Der Völkermord an den Sinti und Roma durch Deutsch-
land wurde nach dem Zweiten Weltkrieg lange geleugnet und 
dann nur in geringem Ausmaß erforscht. So ist zum Beispiel 
die Anzahl der wissenschaftlichen Publikationen zum Poraj-
mos sehr überschaubar. Die offizielle Anerkennung, dass es 
einen Völkermord gegeben hat, ließ bis 1982 auf sich war-
ten.3 Auch der Bundesgerichtshof bestritt lange Zeit die ras-
sistische Intention der Nationalsozialisten für die Verfolgung 
und argumentierte dabei selbst antiziganistisch.4

In der Bevölkerung hielten sich stereotype Zuschreibun-
gen und Ignoranz gegenüber Sinti und Roma hartnäckig. Per-
sonelle und strukturelle Kontinuitäten in den Behörden, die 
für »Zigeunerfragen« zuständig waren, bewirkten, dass eine 
massiv antiziganistische Politik einfach fortgeführt wurde. 
Lange Zeit wurde eine Thematisierung und Erforschung des 
Völkermords aktiv verhindert. Die Erfassung der überleben
den Sinti und Roma wurde nahezu übergangslos weiterge-
führt. Selbst die alten NS-Akten wurden in die neuen Be-
stände überführt und dienten z.T. noch jahrzehntelang den 
Behörden beispielsweise für Personenauskünfte. 

Ebenso war die deutsche Entschädigungspolitik viele Jahr-
zehnte durch Antiziganismus geprägt: »Es gehört zu den be-
sonderen Grausamkeiten der deutschen Entschädigungspo-
litik nach 1945, dass die Wiedergutmachungsbehörden in 
vielen Fällen bestritten, dass die Antragsteller aus rassisti-
schen Gründen verfolgt worden waren.« (Landesverein 9) 

Auch in Hamburg versuchten Politik und Behörden bald 
wieder Maßnahmen gegen Sinti und Roma zu verankern. Die 

systematische Erfassung von Angehörigen der Minderheiten 
wurde fortgeführt. Das erste Gesetz der Bundesrepublik, wel-
ches sich (implizit) gegen Sinti und Roma wandte, wurde laut 
Knittermeier am 19. Dezember 1952 in Hamburg erlassen.5 

Die Wiedergutmachungspolitik war auch in Hamburg viel-
facher Kritik ausgesetzt. Ein z.T. ungeheuerlich diskriminie-
rendes Vorgehen des Amtes für Wiedergutmachung Ham-
burg belegt Pross.6 In seinen Forschungen führt er mehrere 
Schicksale Hamburger Sinti und Roma an, die in z.T. jahrelan-
gen Wiedergutmachungsverfahren von ehemaligen SS- oder 
NSDAP-Leuten »begutachtet« wurden und denen noch im Wie-
dergutmachungsverfahren schweres Leid zugefügt wurde. 
Aufgrund eindeutig unzureichender Entschädigungsregelun-
gen auf Bundesebene wurde 1988 in Hamburg die »Stiftung 
für NS-Verfolgte« eingerichtet, die die »vergessenen Opfer« ent-
schädigen sollte.7 Auch viele Sinti und Roma konnten von der 
Einrichtung der Stiftung profitieren. Eine Anerkennung der 
»zweiten Schuld«, der Tatsache, dass auch die Wiedergutma-
chung nicht vorurteilsfrei und ohne Diskriminierungen ablief 
und bei den Opfern z.T. schlimme Wunden riss, erfolgte nicht.8 

Bis heute ist Antiziganismus in unserer Gesellschaft 
weit verbreitet. Zum Beispiel werden Fluchtgründe von Ro-
ma-Flüchtlingen vom Westbalkan in Deutschland nur unzurei-

1  Tatsächlich werden die Begriffe Sinti und Roma dem Kreis derjenigen, 
die als »Zigeuner« diskriminiert, ausgegrenzt und verfolgt wurden und wer-
den, nicht gerecht. Die Schwierigkeit ist, dass oftmals in viele verschiedene 
Gruppen (wie z.B. Ägypter, Kale, Gitanos) differenziert werden müsste. Al-
lerdings haben das auch die Verfolger_innen nicht getan, sodass die Rekon-
struktion im Nachhinein oftmals ebenfalls schwierig sein dürfte. Ebenfalls ist 
es nicht korrekt, Sinti und Roma in ihrer Gesamtheit als sozial Ausgegrenzte 
und Verfolgte darzustellen, vielmehr werden sie von der Mehrheitsgesell-
schaft ausschließlich so wahrgenommen. So bleibt eine Bezeichnung, wie sie 
im Folgenden genutzt wird, immer problematisch. Ebenfalls problematisch 
ist, dass die Begriffe Sinti und Roma nicht sinnvoll durch den Unterstrich 
»gegendert« werden können. Im Folgenden wird daher von Sinti und Roma 
geschrieben, auch wenn das verkürzend ist. 

2  Die Schreibweise wird unterschiedlich gehandhabt. 
3  Helmut Schmidt nannte den Völkermord an den Sinti und Roma 1982 

beim Namen.
4  Zur Begründung verwies der BGH damals auf die »Zigeunerplage« und 

führte dann aus: »Sie neigen, wie die Erfahrung zeigt, zur Kriminalität, beson-
ders zu Diebstählen und Betrügereien, es fehlen ihnen vielfach die sittlichen 
Antriebe zur Achtung vom fremdem Eigentum, weil ihnen wie primitiven 
Urmenschen ein ungehemmter Okkupationstrieb zu eigen ist.« Als wissen-
schaftlicher Beleg wurde auf ein Kriminalistiklehrbuch aus der NS-Zeit ver-
wiesen. (www.taz.de/!5279649/) Der BGH widerrief sein Urteil erst 1963. 

5  Vgl. Knittermeier, Jan, Sinti und Roma: Vergessene Opfer? Examensar-
beit am Historischen Seminar der Universität Hamburg, 2006. Das »Gesetz 
über das Aufstellen von Wohnwagen im Gebiet der Freien und Hansestadt 
Hamburg« vom 19. Dezember 1952 regelt, unter Verweis auf die Wahrung 
der öffentlichen Sicherheit, Beschränkungen für Menschen, die Wohnwagen 
aufstellen wollen. 1959 wird das »Wohnwagengesetz« verschärft und das Auf-
stellen von Wohnwagen zu Wohnzwecken grundsätzlich versagt; Touristen 
und Schausteller werden ausdrücklich ausgenommen und Grundrechtein-
schränkungen, wie die Einschränkungen der Rechte auf Freizügigkeit und 
Unverletzlichkeit der Wohnung werden ausdrücklich hingenommen.

6  Vgl. Pross, Christian, Wiedergutmachung: Der Kleinkrieg gegen die Op-
fer, Hamburg 1991. 

7 Siehe dazu insbesondere Drs. 13/779.
8  Vgl. Antrag der Grüne/GAL-Fraktion »Errichtung einer Landesstiftung 

für Opfer der NS-Herrschaft hier: Schulbekenntnis von 1988, Drs. 13/2332.
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chend anerkannt.9 Unter den Geflüchteten aus den »sicheren 
Herkunftsstaaten«10 stellen Roma eine bedeutende Gruppe 
dar, ihnen wird die Kenntlich-Machung ihrer Asylgründe 
über ein beschleunigtes Verfahren deutlich erschwert. Seit 
den jüngsten Novellierungen der Asylgesetze dürfen Geflüch-
tete aus »sicheren Herkunftsstaaten« nicht mehr in Gemein-
schaftsunterkünfte umziehen; sie müssen in Zentralen Erst-
aufnahmen verbleiben. Selbst deutsche Sinti und Sintezze, 
die seit vielen Generationen deutsche Staatsbürger_innen 
sind, werden, wenn sie als Sinti erkannt werden, z.B. auf dem 
Wohnungs- und Arbeitsmarkt benachteiligt.11 

Im Gegensatz zu den meisten anderen Bundesländern hat 
Hamburg bis heute keinen Staatsvertrag mit den Vertreter_
innen der Deutschen Sinti abgeschlossen. 

Bundesweit steht eine gründliche historische Forschung 
und politische Anerkennung der grausamen Tatsachen deut-
scher Geschichte in vielen Teilen noch aus. Neben der Auf-
arbeitung des Porajmos muss es heute auch darum gehen, 
die fortgesetzte Diskriminierung von Sinti und Roma nach 
1945 zu erforschen und bekannt zu machen. Eine vom Bun-
deskriminalamt in Auftrag gegebene wissenschaftliche Stu-
die zur Vergangenheit des BKA in der Bundesrepublik stellt 
in diesem Zusammenhang eine Ausnahme dar. Nach Mei-
nung der Fragesteller_innen sind auch Hamburger Instituti-
onen und Behörden aufgefordert, ihr Handeln in Geschichte 
und Gegenwart auf den Prüfstand zu stellen und sich für eine 
wissenschaftliche Erforschung einzusetzen. Eine fortgesetzte 
Nicht-Aufarbeitung kommt einem fortgesetzten Unrecht ge-

genüber Sinti und Roma gleich. Eine umfassende historische 
Aufarbeitung der fortgesetzten Diskriminierung von Hambur-
ger Sinti und Roma durch Hamburger Behörden ist der fra-
gestellenden Fraktion nicht bekannt. Die Fragesteller_innen 
sind sich darüber im Klaren, dass eine gründliche Aufarbei-
tung nicht mittels einer Parlamentarischen Anfrage geleistet 
werden kann. Die vorliegende Große Anfrage stellt einen An-
fang dar, mittels dessen die Notwendigkeit einer Erforschung 
auch der neueren Diskriminierungsgeschichte von Sinti und 
Roma in Hamburg deutlich wird. Der Auftrag zu einer gründ-
lichen historischen Aufarbeitung würde einerseits ein Be-
kenntnis zu diesem dunklen Kapitel Hamburgischer Stadt-
geschichte und andererseits die Auseinandersetzung mit bis 
heute in der Mehrheitsgesellschaft existenten Vorurteilen be-
deuten. Beides wären wichtige Signale in Richtung der Betrof-
fenen und könnten Schritte bei der Bekämpfung des Antiziga-
nismus in der Gesellschaft sein.

Das kleine Wunder von St. Georg

Da war erst einmal der so genannte Zackenzaun, der vor eini-
gen Monaten von der Deutschen Bahn auf der Steinmauer vor 
der temporär besetzten Polizeiwache auf dem Hachmannplatz 
angebracht worden war. Nach öffentlichen Protesten gegen 
die allzu offensichtliche Verdrängungsstrategie ruderte die 
Bahn zurück, ließ aber wenig später eine Plexiglaswand er-
richten, mit demselben Zweck – zu verhindern, dass sich hier 
Obdachlose niederlassen. Wieder Proteste, wieder reagierte 
die Bahn und ließ diesen transparenten »Zaun« abreißen. Viel-

9  In Finnland liegen die Schutzquoten für Asylsuchende aus dem Kosovo 
bei 40%, bei Antragsstellern aus Serbien in der Schweiz bei 37%. Bosnische 
Antragssteller erhalten in Frankreich und Belgien zu 20% einen Schutzsta-
tus und albanische Asylsuchende zu 18% in Großbritannien. Quelle: https://
www.proasyl.de/news/spd-und-gruene-auf-abwegen-wird-das-asyl-grund-
recht-erneut-teil-eines-deals/[18.1.2017].

10  Die Bundesregierung gibt an, dass 2015 der Anteil an Roma unter den 
Geflüchteten aus Serbien (75%), Mazedonien und Bosnien-Herzegowina, die 
in Deutschland Asyl beantragen, jeweils mehr als 50% beträgt. Vgl. BT-Drs. 
18/2625.

11  www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/ThemenUndForschung/Eth-
nische_Herkunft/Themenjahr_2014/fragen_antworten_Sinti_Roma/faq_
Sinti_und_Roma_node.html [23.1.2017]

leicht auch, weil ruchbar wurde, dass das Bezirksamt gleich 
die ganze Mauer abreißen will, die konsequenteste Lösung, 
um das Lagern ungewollter Menschen zu verhindern. Man 
kann gespannt sein, was sich Bahn und Bezirksamt noch so 
einfallen lassen.

Nur wenige Meter entfernt, an der Ecke Kirchenallee/Stein-
tordamm (unterhalb des »Aquariums« der Bahndirektion) er-
gab sich in den letzten Wochen eine andere Entwicklung. 
Auch hier das gleiche Bild. Über einer kniehohen Mauer, die 
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Stadtentwicklung am Scheideweg

kürzlich aus dem Bieberhaus rausgeflogen ist und seitdem in 
Metallcontainern am Holzdamm mehr schlecht als recht ar-
beitet – deutlich, wie schwer es ist, angemessene Räumlich-
keiten in Hauptbahnhofnähe für diese wichtige Sozialarbeit 
zu finden. Ulrich Hermannes (Hoffnungsorte Hamburg) un-
terstrich mit Blick auf die Obdachlosenarbeit, dass diese aus 
der öffentlichen Wahrnehmung verdrängt werden soll. Die 
ehemalige Hörgeschädigten-Schule böte Platz, stattdessen 
wird sie von der Stadt als »Gelddruckmaschine« verstanden. 
Auch Andrea Hniopek (Caritasverband) kritisierte, dass sozi-
ale Projekte oft an den Rand gedrängt werden würden. Und 
schließlich wies Stephan Karrenbauer (Hinz & Kunzt) darauf 
hin, dass die Lage, insbesondere für Obdachlose rund um den 
Hauptbahnhof, »kurz vor dem Kippen« sei.

Für den Komplex Denkmalschutz (der gilt z.B. für den Ci-
ty-Hof) und Stadtentwicklung machte Elinor Schues (Denk-
malrat) nachhaltig klar, dass der Widerstand von unten nötig 
sei, um die Abrissplanungen von oben zu verhindern. Julian 
Petri (Nexthamburg) hatte just an diesem Tag im »Hambur-
ger Abendblatt« eine Liste der erhaltungswürdigen Orte und 
Gebäude (darunter die vier City-Hochhäuser) veröffentlichen 
können und meinte, wir bräuchten hunderte ESSO-Initiativen, 
um eine alternative Stadtentwicklung realisieren zu können. 
Frank John (fux e.G.) plädierte für »andere Formen des öffent-
lichen Eigentums« (z.B. in Form von selbstverwalteten Genos-
senschaften), für das »Bauen im Bestand« und hielt auch spür-
barere Formen des Widerstandes für notwendig. Rolf Becker 
schließlich machte an der Aufschickung seines Stadtteils St. 
Georg deutlich, wie Verdrängung abläuft und warum man 
sich dagegen zur Wehr setzen müsse.

Schließlich kam die Politik zu Wort. Der o.a. FDP-Vertreter 
– Vorsitzender des Landesfachausschusses Stadtentwicklung 
seiner Partei – bestach durch seine Unterstützung der Bünd-
nisforderungen. Dagegen fielen die Äußerungen von Michael 
Osterburg (GRÜNEN-Fraktion Hamburg-Mitte) und Tobias 
Piekatz (Geschäftsführer der SPD-Fraktion Hamburg-Mitte) 
doch recht stark ab. Sie meinten recht defensiv, es gäbe in ih-

Die VeranstalterInnen – ein Bündnis aus verschiedenen in-
nenstadtnah zu verortenden Initiativen, weiteren Gruppen 
und dem Netzwerk Recht auf Stadt – waren selbst ein wenig 
überrascht, als sie am 24. Januar ihre Veranstaltung im »Herz 
As« eröffneten. Rund 130 TeilnehmerInnen sorgten für Über-
füllung, viele mussten stehen. Das Thema des Abends: die so-
ziale Stadtentwicklung rund um den Hauptbahnhof, so auch 
der Name des an diesem Abend de facto aus der Taufe geho-
benen Aktionsbündnisses. Der Anlass: der drohende Verkauf 
und Abriss der vier Hochhäuser am Klosterwall und die Ver-
hinderung der sozialen Umnutzung der seit langem leer ste-
henden ehemaligen Hörgeschädigtenschule im Münzviertel. 
Das Motiv: die Forderung nach einer sozialen Stadtentwick-
lungspolitik, die vorrangig auch die städtischen Räume für 
entsprechende Nutzungen vorhält, statt vorhandene Gebäude 
auch noch zu privatisieren und damit einer sozialen Nutzung 
absehbar zu entziehen.

Geprägt war die zweieinhalbstündige Veranstaltung von 
informativen Statements von VertreterInnen verschiedenster 
Einrichtungen. 

Für das Veranstalterbündnis begründeten zunächst Ma-
rius Geisler (City-Hof e.V.), Ina Morgenroth (Einwohnerverein 
St. Georg), Günter Westphal (Münzviertel-Initiative), Björge 
Köhler (AStA der HCU), Till Haupt (Berufsverband bilden-
der Künstlerinnen und Künstler e.V.) und Birgit Otte (Spre-
cherInnenrat des Netzwerks Recht auf Stadt), warum sie für 
den Erhalt der City-Hochhäuser und auch des Schulgebäu-
des und deren Nutzung vorrangig für Wohn- und soziale Zwe-
cke eintreten. Deutlich wurde in diesen Beiträgen auch, dass 
der Senat endlich andere Akzente setzen müsse, gerade im in-
nenstadtnahen Bereich, wo, wie später ein aufrechter FDP’ler 
(Rolf Reincke) ausführte, über 90% der Flächen längst privat 
seien, sodass die Stadt kaum noch Möglichkeiten hat, Einfluss 
auszuüben.

Einen Schwerpunkt der Debatte stellten die Beiträge aus 
den sozialen Einrichtungen dar. Burkhard Czarnitzki machte 
am Beispiel von KIDs – der Einrichtung für Straßenkinder, die 
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Mit diesem BürgerInnenbrief informieren wir regelmäßig über das Parlamentsgeschehen sowie die politischen Auseinander-
setzungen in der Stadt, den Bezirken und zu unseren Arbeitsgebieten. Wenn Sie diesen BürgerInnenbrief per E-Mail beziehen 
oder nicht mehr erhalten möchten, schreiben Sie an: heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de oder christiane.schneider@
linksfraktion-hamburg.de. Und: Sprechen Sie uns an, wenn Sie unsere Arbeit als Abgeordnete in der Hamburgischen Bürger-
schaft durch Kritik und nützliche Informationen begleiten wollen. Kontakt: Heike Sudmann, Abgeordnetenbüro Lilienstr. 15, 
20095 Hamburg; BürgerInnenbüro Christiane Schneider MdHB, Borgfelder Str. 83, 20537 Hamburg/Abgeordnetenbüro Lilien
str. 15, 20095 Hamburg.

Kulturtipp: Gegen Faschismus – für das Schöne

Die reaktionären Entwicklungen in Europa lassen uns be-
sorgt in die Zukunft blicken. Und so sind Kai Degenhardts 
»Lieder gegen den rechten Aufmarsch – von damals 
und von dieser Zeit« gerade richtig. Am Samstag, den 18. 
Februar, gastiert der Musiker mit diesem Programm im Po-
littbüro (Steindamm 45). Der Eintritt beträgt 15 Euro, ermä-
ßigt 10 Euro, Reservierung unter Tel. 280 55 467. Mehr unter 
www.kaidegenhardt.de. 

Nicht minder wichtig bzw. interessant ist eine Ausstel-
lung vom 8. März bis zum 2. April in der Fabrik der Künste 
(Kreuzbrook 12). Unter der Überschrift »Kriegslügen« wer-
den hier Plakate, Künstlerflugblätter und Installationen zum 
Ersten Weltkrieg präsentiert. Ein Muss für alle, die sich mit 
der Verführung der Massen durch (Kriegs-) Propaganda und 
den Formen der Manipulation beschäftigen wollen. Das Be-
gleitprogramm findet sich hier: www.fabrikderkuenste.de.

Etwas ganz Anderes und wirklich Schönes findet am Wo-
chenende 18./19. März im Museum der Arbeit (MdA, Wiesen-
damm 3) statt: die BuchDruckKunst. Dieser ist die 12. Ver-
kaufsmesse am besagten Wochenende gewidmet. Ins Leben 

gerufen wurde diese Veranstaltung 1999 als Norddeutsche 
Handpressenmesse von Stefan und Wibke Bartkowiak, seit 
Juni 2016 ist der Hamburger Künstler, Drucker und Verleger 
Klaus Raasch verantwortlich.

Präsentiert werden auf der Messe rund 50 KünstlerInnen 
und Editionen, »die mit traditionellen wie neuen Druckver-
fahren arbeiten, aber auch Unikate und Malerbücher her-
stellen.« Es geht also um schöne, anfassbare Dinge, bei denen 
Form und Inhalt in Übereinstimmung gebracht werden. »Im 
digitalen Zeitalter«, heißt es im Prospekt, »wächst das Bedürf-
nis nach Authentischem, Sinnlichem, Individuellem – denn 
der Bildschirm, mobil oder stationär, bleibt letztendlich zwei-
dimensional.«

Die BuchDruckKunst ist nicht nur eine Verkaufsmesse 
schöner Stücke, hier gibt es auch die wunderbare Chance, 
mitzuerleben bzw. zu erfahren, wie Lithografien und Radie-
rungen entstehen, wie Schriftguss und Papierschöpfen funk-
tionieren, was Hand- und Maschinensatz ist. Über den Blog 
buchdruckkunst.com können Informationen über die beteilig
ten AusstellerInnen abgerufen werden.
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